
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pascal Kober, Michael Theurer,
Jens Beeck, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/23541 –

Überlastung der Sozialgerichte

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In den klassischen sozialgerichtlichen Streitverfahren fallen nach Maßgabe 
des § 183 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) keine Gerichtskosten an. Dieser 
niedrigschwellige Zugang ist wichtig, denn er gewährleistet Menschen unab-
hängig von ihren finanziellen Voraussetzungen die Möglichkeit, ihre sozialen 
Rechte vor den Sozialgerichten durchzusetzen.

Es gibt jedoch einige wenige Menschen, die sehr häufig vor den Sozialgerich-
ten klagen. Zahlen aus Hessen lassen das Ausmaß erahnen: Knapp 20 Prozent 
der im Jahr 2019 beim Hessischen Landessozialgericht eingegangenen Klagen 
stammen von lediglich 140 Klägerinnen und Klägern. Unter anderem die Hes-
sische Landesregierung und der Sozialverband VdK sehen in der Gerichtskos-
tenfreiheit einen wichtigen Grund für eine missbräuchliche Inanspruchnahme 
der Sozialgerichte und fordern eine Verfahrensgebühr für Personen, die binnen 
zehn Jahren ihre zehnte Streitsache bestreiten.

Neben dem finanziellen Aufwand, der sich durch missbräuchliche Inanspruch-
nahmen der Sozialgerichte zulasten der Allgemeinheit ergibt, führen diese da-
zu, dass personelle Kapazitäten gebunden und somit Verfahren verzögert wer-
den. Dabei ist es jedoch dringend notwendig, dass Sozialgerichte, die sich 
häufig mit für die Klägerinnen und Kläger existenziellen Anliegen befassen, 
über ausreichend zeitliche und personelle Ressourcen verfügen, um sich auf 
Verfahren zu konzentrieren, denen ein berechtigtes Rechtsschutzinteresse zu-
grunde liegt.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die nachfolgend dargestellten statistischen Angaben zu den sozialgerichtlichen 
Verfahren basieren auf der vom Statistischen Bundesamt erstellten Publikation 
der Fachserie 10, Reihe 2.7, Sozialgerichte. In der Publikation werden jährlich 
die Ergebnisse zum Berichtsjahr aus der Verfahrenserhebung über die Tätigkeit 
der Sozialgerichte veröffentlicht. Inhalte und Umfang werden durch den Kreis 
der Justizministerien der Länder bestimmt. Die Sozialgerichte werden durch die 
bundeseinheitliche „Statistische Anordnung“ („SG-Statistik – AO über die Er-
hebung von statistischen Daten in der Sozialgerichtsbarkeit“) zur Erfassung der 
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Daten beauftragt. Das Statistische Bundesamt fasst die Ergebnisse im Auftrag 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zusammen und veröffentlicht 
diese in der o.a. Publikation.
Die Statistische Erhebung der Sozialgerichtsstatistik umfasst die Zählung der 
durch die Sozialgerichte erledigten Verfahren und deren Geschäftsanfall. Es 
werden weder personenbezogene Daten oder personenbezogene statistische 
Merkmale erhoben, noch Daten, die über den Kostenaufwand und die Kosten-
übernahme der Verfahren eine statistisch belastbare Aussage treffen können. 
Ebenso nicht erfasst werden die staatlichen Aufwände für die Einrichtung und 
den Betrieb der Sozialgerichte.

 1. Wie viele Klagen gingen nach Kenntnis der Bundesregierung bei den 
Sozialgerichten seit dem Jahr 2010 ein (bitte nach Jahren sowie nach 
Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele dieser Klagen waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
(SGG) für den Kläger kostenfrei (bitte nach Jahren sowie nach Län-
dern aufgliedern)?

b) Für wie viele dieser Klagen musste der Kläger die Gerichtskosten 
selbst tragen (bitte nach Jahren sowie nach Ländern aufgliedern)?

Die Fragen 1 bis 1b werden gemeinsam beantwortet.
Die erbetenen Angaben zu Frage 1 ergeben sich aus den Tabellen in Anlage 1. 
Dargestellt sind in den Tabellen die eingegangenen Klagen bei den Sozial-
gerichten erster Instanz, den Landessozialgerichten sowie dem Bundessozial-
gericht.
Angaben zu den Fragen 1a und 1b können aufgrund der vorliegenden statisti-
schen Daten nicht gemacht werden. Nach § 183 Satz 1 des Sozialgerichtsgeset-
zes (SGG) ist das Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit grund-
sätzlich für Versicherte, Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfänger 
einschließlich Hinterbliebenenleistungsempfängern, Menschen mit Behinde-
rungen oder deren Sonderrechtsnachfolger nach § 56 des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch kostenfrei. Klägerinnen und Kläger sowie Beklagte, die nicht zu 
den in § 183 SGG genannten Personen gehören, haben nach § 184 SGG für 
jede Streitsache eine Pauschgebühr zu entrichten. Hierzu gehören zum Beispiel 
Sozialversicherungsträger, Verbände, Körperschaften aber auch weitere Betei-
ligte wie zum Beispiel einzelne Ärztinnen und Ärzte oder sonstige private 
Unternehmerinnen und Unternehmer in bestimmten Fällen.
Zwar wird statistisch der Kreis der „Kläger der erledigten Verfahren“ metho-
disch näherungsweise typisiert („Versicherte oder Leistungsberechtigte“, „Ver-
tragsärzte oder Vertragszahnärzte“, „Behörden, Körperschaften oder Anstalten 
des öffentlichen Rechts“ und „Sonstige“), jedoch wird eine „Kostenfreiheit“ als 
eigenständige Information nicht statistisch erfasst. Es besteht darüber hinaus 
keine statistische Verknüpfung der im Berichtszeitraum eingegangenen Klage-
verfahren mit den im gleichen Zeitraum erledigten Verfahren und deren Kläge-
rinnen und Klägern. Damit fehlt der notwendige unmittelbare Zusammenhang 
der statistischen Daten zur Ermittlung der Kategorie Kostenfreiheit in Bezug 
auf die eingegangenen Klagen.
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 2. Wie viele verschiedene Personen haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung vor den Sozialgerichten seit dem Jahr 2010 Klage eingereicht (bitte 
nach Jahren sowie nach Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele Kläger waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetz von den 
Kosten befreit (bitte nach Jahren sowie nach Ländern aufgliedern)?

b) Wie viele Kläger mussten die Kosten selbst tragen (bitte nach Jahren 
sowie nach Ländern aufgliedern)?

Die Fragen 2 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Die Sozialgerichts-
statistik (Statistisches Bundesamt: Fachserie 10, Reihe 2.7, Sozialgerichte) ent-
hält zu den erfassten Verfahren keine personenbezogenen Daten, die Rück-
schlüsse auf die Anzahl der bestimmten Klägerinnen und Kläger, deren Anzahl 
von Klagen oder auf deren Kostenpflicht zulässt. Es wird auch auf die Vorbe-
merkung und die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

 3. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung vor den 
Sozialgerichten seit dem Jahr 2010 mehr als einmal Klage eingereicht 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele dieser Kläger waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
kostenbefreit (bitte nach Ländern aufgliedern)?

b) Wie viele dieser Kläger mussten die Gerichtskosten selbst tragen 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

 4. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung vor den 
Sozialgerichten seit dem Jahr 2010 mehr als zehnmal Klage eingereicht 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele dieser Kläger waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
kostenbefreit (bitte nach Ländern aufgliedern)?

b) Wie viele dieser Kläger mussten die Gerichtskosten selbst tragen 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

 5. Wie viele Klagen stammen nach Kenntnis der Bundesregierung seit dem 
Jahr 2010 von Personen, die mehr als einmal Klage eingereicht haben 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele dieser Klagen waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
für den Kläger kostenfrei (bitte nach Jahren sowie nach Ländern auf-
gliedern)?

b) Für wie viele dieser Klagen musste der Kläger die Gerichtskosten 
selbst tragen (bitte nach Jahren sowie nach Ländern aufgliedern)?

 6. Wie viele Klagen stammen nach Kenntnis der Bundesregierung seit dem 
Jahr 2010 von Personen, die mehr als zehnmal Klage eingereicht haben 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele dieser Klagen waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
für den Kläger kostenfrei (bitte nach Jahren sowie nach Ländern auf-
gliedern)?

b) Für wie viele dieser Klagen musste der Kläger die Gerichtskosten 
selbst tragen (bitte nach Jahren sowie nach Ländern aufgliedern)?
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 7. Wie viele Klagen stammen nach Kenntnis der Bundesregierung von den 
zehn häufigsten Klägern pro Land seit dem Jahr 2010 (bitte ein anonymi-
siertes Ranking der Kläger unter Angabe der Anzahl an Klagen und der 
Länder)?

a) Wie viele dieser Klagen waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
für den Kläger kostenfrei (bitte nach Ländern aufgliedern)?

b) Für wie viele dieser Klagen musste der Kläger die Gerichtskosten 
selbst tragen (bitte nach Ländern aufgliedern)?

 8. Wie viele Klagen stammen nach Kenntnis der Bundesregierung von den 
50 häufigsten Klägern pro Land seit dem Jahr 2010 (bitte ein anonymi-
siertes Ranking der Kläger unter Angabe der Anzahl an Klagen und der 
Länder)?

a) Wie viele dieser Klagen waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
für den Kläger kostenfrei (bitte nach Ländern aufgliedern)?

b) Für wie viele dieser Klagen musste der Kläger die Gerichtskosten 
selbst tragen (bitte nach Ländern aufgliedern)?

 9. Wie viele Klagen stammen nach Kenntnis der Bundesregierung von den 
100 häufigsten Klägern pro Land seit dem Jahr 2010 (bitte ein anonymi-
siertes Ranking der Kläger unter Angabe der Anzahl an Klagen und der 
Länder)?

a) Wie viele dieser Klagen waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
für den Kläger kostenfrei (bitte nach Ländern aufgliedern)?

b) Für wie viele dieser Klagen musste der Kläger die Gerichtskosten 
selbst tragen (bitte nach Ländern aufgliedern)?

Die Fragen 3 bis 9b werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor. Es wird auf die Vorbemer-
kung und die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen.

10. Wie viele sozialgerichtliche Verfahren wurden nach Kenntnis der Bun-
desregierung seit dem Jahr 2010 abgeschlossen (bitte nach Ländern auf-
gliedern)?

Die erbetenen Angaben ergeben sich aus den Tabellen in Anlage 1. Dargestellt 
sind in den Tabellen die abgeschlossenen Verfahren bei den Sozialgerichten 
erster Instanz, den Landessozialgerichten sowie dem Bundessozialgericht.

11. Wie viele Kläger hatten nach Kenntnis der Bundesregierung in den seit 
dem Jahr 2010 abgeschlossenen Verfahren geklagt (bitte nach Ländern 
aufgliedern)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Es wird auf die Vor-
bemerkung und die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen.

12. Wie viele der seit dem Jahr 2010 abgeschlossenen Verfahren waren nach 
Kenntnis der Bundesregierung vollständig erfolglos (bitte nach Ländern 
aufgliedern)?

Die erbetenen Angaben ergeben sich aus den Tabellen in Anlage 1. Dargestellt 
sind in den Tabellen die abgeschlossenen Verfahren bei den Sozialgerichten 
erster Instanz, den Landessozialgerichten sowie dem Bundessozialgericht.
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Hinsichtlich des Merkmals „vollständig erfolglos“ sind in den Tabellen die Ver-
fahren dargestellt, die durch Urteil oder Beschluss erledigt wurden und an de-
nen Versicherte oder Leistungsberechtigte beteiligt waren, sowie deren Ergeb-
nis. Hierbei bildet die Rubrik „Unterliegen der Versicherten oder Leistungsbe-
rechtigten“ die Verfahren ab, die für die Versicherten oder Leistungsberechtig-
ten vollständig erfolglos waren.
Hinsichtlich der sonstigen in der Sozialgerichtsstatistik (Statistisches Bundes-
amt, Fachserie 10, Reihe 2.7) aufgeführten Erledigungsarten „gerichtlicher Ver-
gleich“, „übereinstimmende Erledigungserklärung“, „angenommenes An-
erkenntnis“ ist nicht von einem vollständigen Unterliegen auszugehen, bzw. ist 
der Ausgang des Verfahrens offen, wie z. B. in den Fällen „Verweisung an ein 
anderes Sozialgericht“ oder „Unterbrechung, Ruhen des Verfahrens oder Aus-
setzung“. Diese Erledigungsarten sind daher in den Tabellen in der Anlage 
nicht aufgeführt.
Lediglich nachrichtlich dargestellt sind in den Tabellen die Fälle der Zurück-
nahme der Klage. Zwar könnte in vielen Fällen davon auszugehen sein, dass 
die Klage im Hinblick auf die mangelnden Erfolgsaussichten zurückgenommen 
wurde. Da mangels einer gerichtlichen Entscheidung jedoch nicht sicher davon 
ausgegangen werden kann, dass die Klägerin oder der Kläger mit seinem An-
liegen im Ergebnis vollständig erfolglos geblieben ist, kann keine statistisch be-
lastbare Aussage zum Erfolg des Anliegens getroffen werden.

13. Wie viele Kläger von Verfahren, die seit dem Jahr 2010 als vollkommen 
erfolglos abgeschlossen wurden, haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung im gleichen Zeitraum bereits neun oder mehr sozialgerichtliche Ver-
fahren geführt, die ebenfalls als vollkommen erfolglos abgeschlossen 
wurden (bitte nach Ländern aufgliedern)?

a) Wie viele dieser Kläger waren nach § 183 des Sozialgerichtsgesetzes 
kostenbefreit (bitte nach Ländern aufgliedern)?

b) Wie viele dieser Kläger mussten die Gerichtskosten selbst tragen 
(bitte nach Ländern aufgliedern)?

14. Wie viele der als vollkommen erfolglos abgeschlossenen Klagen stam-
men nach Kenntnis der Bundesregierung seit dem Jahr 2010 von Klä-
gern, die im gleichen Zeitraum insgesamt neun oder mehr Klagen geführt 
haben, die ebenfalls als vollkommen erfolglos abgeschlossen wurden?

Die Fragen 13 bis 14 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor. Es wird auf die Vorbemer-
kung der Bundesregierung und die Antworten zu den Fragen 1 und 2 ver-
wiesen.

15. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnitt-
lichen Kosten, die für ein Verfahren vor den Sozialgerichten seit 2010 
entstehen (bitte nach Jahren und nach Ländern aufgliedern)?

16. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Kosten, die für 
Verfahren vor den Sozialgerichten seit dem Jahr 2010 insgesamt angefal-
len sind (bitte nach Jahren und Ländern aufgliedern)?

Die Fragen 15 bis 16 werden gemeinsam beantwortet.
Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Es wird auf die Vor-
bemerkung verwiesen. Hinsichtlich der Kosten für die Sozialgerichtsbarkeit 
kann lediglich auf die jeweiligen Haushaltsansätze des Bundes und der Länder 
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für die Sozialgerichte verwiesen werden. Da mit Ausnahme des Bundessozial-
gerichtes die Länder für die Einrichtung und Unterhaltung der Sozialgerichte 
zuständig sind, entzieht sich die Gesamtsumme der veranschlagten haushalteri-
schen Mittel für die Sozialgerichtsbarkeit der Kenntnis der Bundesregierung.

17. Wie lange dauern Verfahren nach Kenntnis der Bundesregierung vor den 
Sozialgerichten seit dem Jahr 2010 im Durchschnitt an (bitte nach Jahren 
und Ländern aufgliedern)?

Die erbetenen Angaben ergeben sich aus den Tabellen in Anlage 1. Dargestellt 
ist in den Tabellen die Verfahrensdauer bei den Sozialgerichten erster Instanz, 
den Landessozialgerichten sowie dem Bundessozialgericht.

18. Welche Kosten haben nach Kenntnis der Bundesregierung die zehn häu-
figsten Kläger pro Land seit dem Jahr 2010 insgesamt verursacht (bitte 
die Gesamtkosten pro Land sowie die Kosten pro einzelnen Kläger in 
anonymisierter Form inklusive der jeweiligen Anzahl an Klagen an-
geben)?

19. Welche Kosten haben nach Kenntnis der Bundesregierung die 50 häu-
figsten Kläger pro Land seit dem Jahr 2010 insgesamt verursacht (bitte 
die Gesamtkosten pro Land sowie die Kosten pro einzelnen Kläger in 
anonymisierter Form inklusive der jeweiligen Anzahl an Klagen an-
geben)?

20. Welche Kosten haben nach Kenntnis der Bundesregierung die 100 häu-
figsten Kläger pro Land seit dem Jahr 2010 insgesamt verursacht (bitte 
die Gesamtkosten pro Land sowie die Kosten pro einzelnen Kläger in 
anonymisierter Form inklusive der jeweiligen Anzahl an Klagen an-
geben)?

Die Fragen 18 bis 20 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor. Es wird auf die Vorbemer-
kung der Bundesregierung und die Antworten zu den Fragen 1, 2, 15 und 16 
verwiesen.

21. Wie viele Mitarbeitende sind nach Kenntnis der Bundesregierung an den 
Sozialgerichten seit 2010 beschäftigt (bitte nach Jahren und Ländern auf-
gliedern)?

Der Personalbestand in der Sozialgerichtsbarkeit der Länder und am Bundesso-
zialgericht ergibt sich aus den Tabellen in der Anlage 2.

22. Gibt es eine Schätzung der Bundesregierung bezüglich des finanziellen, 
personellen und zeitlichen Aufwandes für die Sozialgerichte durch Klä-
ger, die seit 2010 mehr als neunmal vor dem Sozialgericht geklagt ha-
ben?

Eine solche Schätzung der Bundesregierung existiert nicht. Auf Basis der vor-
handenen statistischen Daten ist eine solche Schätzung nicht möglich.
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23. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Zahl von Klä-
gern, die binnen eines Zeitraums von zehn Jahren mehr als neunmal vor 
den Sozialgerichten geklagt haben, zu reduzieren?

Die Zahl der Klägerinnen und Kläger, die binnen eines Zeitraums von zehn 
Jahren mehr als neunmal vor den Sozialgerichten geklagt haben, ist der Bun-
desregierung nicht bekannt und anhand der vorliegenden statistischen Daten, 
die keine personenbezogenen Merkmale enthalten, nicht ermittelbar.
Ungeachtet dessen stellt die Gerichtskostenfreiheit im sozialgerichtlichen Ver-
fahren ein wichtiges Element bei der Verwirklichung sozialer Rechte dar und 
ist Ausdruck des Sozialstaatsprinzips. Darüber hinaus besteht mit § 192 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 SGG bereits eine Regelung, mit der das Gericht einem 
Beteiligten ganz oder teilweise die Kosten auferlegen kann, die dadurch verur-
sacht werden, dass der Beteiligte den Rechtsstreit fortführt, obwohl das Gericht 
ihm die Missbräuchlichkeit der Rechtsverfolgung dargelegt hat (Verschuldens-
kosten). Diese Regelung wurde eigens eingeführt, um aussichtslosen und mut-
willigen Klagen zu begegnen.
Die Bundesregierung plant daher keine Maßnahmen zur Reduzierung der Zahl 
von Klägerinnen und Klägern, die binnen eines Zeitraums von zehn Jahren 
mehr als neunmal vor den Sozialgerichten geklagt haben.

24. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Bearbeitungs-
dauer von Klagen vor den Sozialgerichten zu beschleunigen?

Die Möglichkeiten der Bundesregierung, auf eine Beschleunigung der sozial-
gerichtlichen Verfahren hinzuwirken, sind aufgrund der verfassungsrechtlich 
verankerten Gewaltenteilung und richterlichen Unabhängigkeit sowie des im 
Sozialgerichtsverfahren geltenden Amtsermittlungsgrundsatzes gering. Für die 
Aufsicht über die Sozialgerichte und Landessozialgerichte und deren personelle 
Ausstattung sind die Länder zuständig.
Im Hinblick auf die überlange Dauer von Gerichtsverfahren hat der Gesetz-
geber bereits im Jahr 2011 mit dem Gesetz zum Rechtsschutz bei überlangen 
Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren eine Grundlage 
für den Rechtsschutz bei überlangen Verfahren in allen Gerichtsbarkeiten ge-
schaffen. Damit wurde auch für das sozialgerichtliche Verfahren ein Entschädi-
gungsanspruch gegen den Staat in Fällen unangemessener Dauer eines Ge-
richtsverfahrens eingeführt (§ 202 SGG in Verbindung mit den §§ 198 ff. des 
Gerichtsverfassungsgesetzes).
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